



































exercise	 of	 power	 is	 the	 subject	 of	 discussion	 and	 theological	 research.	 This	 contribution	 explains	
which	possibilities	of	participation	are	provided	by	the	present	canonical	order	of	the	Church.	
	
Der	 nachfolgende	 Beitrag	widmet	 sich	 aus	 der	 Perspektive	 des	 kanonischen	 Rechts	
der	Frage:	Wer	partizipiert	gemäß	der	geltenden	Rechtslage	in	der	Kirche	wie	an	was?	



















gung	dessen	 findet	 sich	 in	 c.	208	CIC	die	Grundaussage:	 „Unter	 allen	Gläubigen	be-
steht	 […]	 eine	wahre	Gleichheit	 in	 ihrer	Würde	 und	 Tätigkeit,	 kraft	 der	 alle	 […]	 am	
Aufbau	des	 Leibes	Christi	mitwirken.“	Das	 kanonische	Recht	 zitiert	 hier	 aus	der	Kir-
chenkonstitution	 Lumen	Gentium	 des	 II.	 Vatikanischen	Konzils.	Obwohl	 die	 Kirchen-
konstitution	 damit	 veraltete	 Anschauungen	 von	 der	 Kirche	 als	 einer	 „societas	 in-
aequalis“,	 also	 einer	 Gemeinschaft	 von	 wesentlich	 Ungleichen,	 überwindet,2	 wird	
gleichwohl	bereits	im	dortigen	Text	die	bleibende	Spannung	in	den	Blick	genommen,	
die	zwischen	dieser	Gleichheitsaussage	einerseits,	der	Unterscheidung	„zwischen	den	
geweihten	 Amtsträgern	 und	 dem	 übrigen	 Gottesvolk“	 andererseits	 besteht.3	 C.	208	
CIC	beschränkt	 sich	 insoweit	 auf	die	Andeutung,	dass	die	Mitwirkung	der	einzelnen	
Gläubigen	an	der	Auferbauung	des	Leibes	Christi	 je	nach	der	 ihr	oder	 ihm	„eigenen	
Stellung	und	Aufgabe“	unterschiedlich	geartet	sein	kann.4		
Zur	 Partizipationsfrage	 lässt	 sich	 von	 daher	 festhalten:	 Alle	 Gläubigen	 partizipieren	










che	als	einer	Gemeinschaft	 von	wahrhaft	gleichen	und	geistlich	 freien	Gläubigen	 ist	
																																								 										
2		 Vgl.	Aymans,	KanR	 II	 (s.	Anm.	1),	87;	 ferner	Thomas	Meckel,	Konzil	und	Codex.	Zur	Hermeneutik	
des	 Kirchenrechts	 am	 Beispiel	 der	 christifideles	 laici,	 (Kirchen-	 und	 Staatskirchenrecht	 18),	
Paderborn	2017,	hier	27–31	u.	89–98.		
3		 Diese	 Spannung	 erhält	 eine	 gewisse	 Schärfe	 durch	 die	 Lehraussage	 aus	 LG	10,2,	 wonach	 der	
Unterschied	 zwischen	 dem	 allgemeinen	 Priestertum	 aller	 Gläubigen	 und	 dem	 besonderen	
Priestertum	der	 geweihten	Amtsträger	nicht	bloß	gradueller,	 sondern	wesentlicher	Art	 sei.	 „Das	
Weihepriestertum	 ist	nicht	bloß	als	Steigerung	oder	 Intensivierung	von	Würde	und	Sendung	des	
gemeinsamen	 Priestertums	 zu	 verstehen,	 sondern	 stellt	 diesem	 gegenüber	 eine	 neue	 Art	














theorie	des	 kanonischen	Rechts	davon	aus,	 dass	 es	Rechtssätze	 gibt,	 die	der	Kirche	


















Die	 fragliche	 Gemeinschaft	 muss	 so	 konturiert	 sein,	 dass	 sie	 ihrerseits	 (in	 einem	





Gesetzesrecht	 ablösen.	 Für	 das	 Erstarken	 einer	 Gewohnheit	 zu	 Gewohnheitsrecht	 mit	
Gesetzeskraft	 sieht	 das	 kodikarische	 Recht	 prinzipiell	 zwei	 Möglichkeiten	 vor:	 Denkbar	 ist	
einerseits	die	Genehmigung	der	besagten	Gewohnheit	durch	eine	Autorität,	die	bezüglich	der	die	
Gewohnheit	praktizierenden	Gemeinschaft	als	Gesetzgeber	fungieren	kann.	Fehlt	es	andererseits	
an	 einer	 solchen	 Genehmigung,	 so	 erlangen	 Gewohnheiten	 dann	 Gesetzeskraft,	 wenn	 sie	
rechtmäßig	 –	 also	 ohne	 Beanstandung	 seitens	 der	 zuständigen	 Autorität	 als	 rechtswidrig	 –	
mindestens	30	Jahre	lang	geübt	worden	sind.	
8		 Der	 Begriff	 des	 Amtes	 wird	 in	 diesem	 Beitrag	 grundsätzlich	 im	 Sinne	 von	 Kirchenamt	 (officium	
ecclesiasticum)	 im	 Sinne	 des	 c.	145	 CIC	 verwendet.	 Im	 Lichte	 der	 Theorie	 und	 Praxis	 einer	
absoluten	Ordination,	bei	der	mit	der	Spendung	des	Weihesakraments	gerade	keine	Übertragung	
eines	 konkreten	 Kirchenamts	 verbunden	 ist,	 erscheint	 kanonistisch	 die	 (allerdings	 tief	





nämlich	 bei	 Ämtern,	 die	 unmittelbar	 der	 Seelsorge	 dienen	 –	 oder	 indirekt	 verfolgt	









waren	 kirchenrechtlich	 auch	 jene	Gläubige	 Kleriker	 gewesen,	 die	 die	 Sakramentalie	
der	Tonsur,	die	Sakramentalien	der	niederen	Weihen	 (Ostiariat,	Lektorat,	Exorzistat,	
Akolythat),	oder	die	Sakramentalie	der	höheren,	aber	nichtsakramentalen	Weihe	zum	









nämlich	 des	Heiligungsdienstes	 (z.B.	 Katechet*in,	 Pastoralreferent*in,	Wortgottesdienstleiter*in)	
und	 des	 Verkündigungsdienstes	 (z.B.	 Religionslehrer*in),	 die	 nach	 geltendem	 Recht	 Laien	
übertragen	werden	können,	nicht	weiter	eingegangen	wird.		
10		 Vgl.	 dazu	 Heribert	 Schmitz,	 Officium	 animarum	 curam	 secumferens.	 Zum	 Begriff	 des	 seelsor-
gerischen	 Amtes,	 in:	 André	 Gabriels	 –	 Heinrich	 J.	F.	 Reinhardt	 (Hg.),	Ministerium	 iustitiae.	 Fest-
schrift	 für	 Heribert	 Heinemann	 zur	 Vollendung	 des	 60.	 Lebensjahres,	 Essen	 1985,	 127–137;	
Heribert	 Hallermann,	 Seelsorger(in)	 –	 ein	 geschützter	 Begriff?	 Kirchenrechtliche	 Klärungen,	 in:	
Lebendige	Seelsorge	55	(2004)	210–214;	Thomas	A.	Amann,	Kanonistische	Präzisierung	der	„Seel-
sorge“,	 in:	AfkKR	177	 (2008)	73–95;	Wilhelm	Rees,	Amt	–	Seelsorge	–	 Leitung.	Kirchenrechtliche	
Standortbestimmung	und	Zukunftsperspektiven,	in:	AfkKR	178	(2009)	90–124.	
	 Zu	 anderen	 Ansätzen	 zur	 Klassifizierung	 der	 vielfältigen	 kirchlichen	 Ämter,	 etwa	 der	 Unter-
scheidung	 von	 Haupt-	 und	 Hilfsämtern	 (Stellvertreterämtern),	 vgl.	 Aymans,	 KanR	 I	 (s.	Anm.	5),	
449–453.	
11		 Vgl.	dazu	Aymans,	KanR	II	(s.	Anm.	1),	63.		
12		 Ergänzend	 zum	 terminologischen	 Hinweis	 oben	 Anm.	8	 sei	 hier	 daran	 erinnert,	 dass	 nach	 der	




auszuüben)	noch	am	ehesten	erhalten.	 Seit	 dem	Mittelalter	 ist	 hingegen	 in	Bezug	auf	 (Diakone,	
Weihbischöfe	 und)	 Priester	 die	 sogenannte	 absolute	 Ordination	 üblich	 geworden.	 Man	 wird	
Partizipation	im	Kirchenrecht	 		 23	
URN:	urn:nbn:de:hbz:6:3-zpth-2020-27430	 ZPTh,	40.	Jahrgang,	2020-1,	S.	19–36	
Laut	 c.	274	 §	1	 CIC	 sind	 jene	 Kirchenämter,	 „zu	 deren	Ausübung	Weihegewalt	 oder	
kirchliche	 Leitungsgewalt	 erforderlich	 ist“,	 Klerikern	 vorbehalten.	Mit	 diesem	Kanon	
korrespondiert	die	Regelung	des	c.	129	§	1	CIC,	wonach	 Inhaber	von	Leitungsgewalt	
(Jurisdiktionsgewalt,	Hirtengewalt)	nur	Akteure	sein	können,	die	das	Weihesakrament	
empfangen	haben.14	Umgekehrt	 sind	 zwar	 Laien	gemäß	c.	228	§§	1-2	CIC	 zur	Über-
nahme	von	 (bestimmten,	dort	nicht	 im	Einzelnen	benannten)	Kirchenämtern	grund-
sätzlich	befähigt,	die	jedoch	nach	Maßgabe	des	Rechts	(lies:	unter	Ausschluss	von	Äm-
tern,	 die	 der	 Ausübung	 der	 „sacra	 potestas“	 aus	Weihe-	 und	 Hirtengewalt	 dienen)	
wahrzunehmen	 sind.	 In	 c.	129	 §	1	 CIC	 wird	 die	 Leitungsgewalt	 ausdrücklich	 als	 auf	
göttlicher	 Einsetzung	 beruhend	 gedacht	 und	 somit	 dem	unverfügbaren	 Bereich	 des	
ius	divinum	zugewiesen.	Der	Begriff	der	Leitungsgewalt	ist	dabei	gemäß	c.	135	§	1	CIC	
weit	zu	verstehen	und	lässt	sich	funktional	 in	gesetzgebende,	ausführende	und	rich-
terliche	 Gewalt	 ausdifferenzieren.15	 Als	 Träger	 der	 gesetzgebenden	 Leitungsgewalt	
kommen	im	Weiteren	grundsätzlich	nur	der	Papst	sowie	das	Bischofskollegium	(beide	





geweiht,	 ohne	 dass	 zu	 diesem	 Zeitpunkt	 schon	 konkret	 und	 dauerhaft	 geklärt	 ist,	 welche	
kirchlichen	Ämter	man	zukünftig	innehaben	wird.	





Rückgriff	 auf	 die	 Theologie	 und	 das	 Kirchenrecht	 des	 ersten	 christlichen	 Jahrtausends	 die	
ursprüngliche	 Einheit	 von	Weihegewalt	 und	 Leitungsgewalt	 annimmt.	 Vgl.	 dazu	 Aymans,	 KanR	 I	
(s.	Anm.	5),	385–398;	Marcus	Nelles,	Die	geistliche	Vollmacht,	in:	Stephan	Haering	–	Wilhelm	Rees	
–	Heribert	Schmitz	 (Hg.),	Handbuch	des	katholischen	Kirchenrechts,	Regensburg	32015,	199–206;	
ferner	 Peter	 Krämer,	Dienst	 und	Vollmacht	 in	 der	 Kirche.	 Eine	 rechtstheologische	Untersuchung	
zur	Sacra	Potestas-Lehre	des	II.	Vatikanischen	Konzils	(Trierer	Theologische	Studien	28),	Trier	1973.		
15		 Diese	Konzeption	des	kirchlichen	Leitungsamts	geht	zurück	auf	die	vor	allem	in	den	Pastoralbriefen	
zu	 beobachtende	 Orientierung	 am	 Vorbild	 der	 Betriebsstruktur	 des	 antiken	 Hauses,	 dessen	
Zentralfigur	der	pater	 familias	war.	Die	Bündelung	verschiedener	Ämter	und	Funktionen,	wie	sie	
aus	frühchristlichen	(paulinischen)	Gemeinden	bekannt	sind,	im	monepiskopalen	Bischofsamt	lässt	
sich	 im	 damaligen	 gesellschaftlichen	 Kontext	 als	 ein	 Prozess	 der	 Professionalisierung	
interpretieren,	 der	 der	 Kirche	 seinerzeit	 auf	 lange	 Frist	 gesehen	 einen	 strategischen	 Vorteil	
gegenüber	 sonstigen	 antiken	 Religions-	 und	Weltanschauungsgemeinschaften	 sowie	 christlichen	
Splittergruppen	verschafft	hat.	Vgl.	dazu	Georg	Schöllgen,	Die	Anfänge	der	Professionalisierung	des	
Klerus	und	das	 kirchliche	Amt	 in	der	 syrischen	Didaskalie	 (Jahrbuch	 für	Antike	und	Christentum.	



















Leitungsgewalt	 zu	 unterscheiden.	 Soweit	 Leitungsgewalt	 gemäß	 der	 kanonischen	
Rechtsordnung	delegierbar	ist,	muss	sie	vom	jeweiligen	Inhaber	nicht	persönlich	aus-
geübt	werden,	sondern	ist	ihre	Ausübung	auch	an	andere	Personen	delegierbar.18	Au-
ßerdem	 sieht	 auch	 c.	129	 §	2	 CIC	 ausdrücklich	 als	Möglichkeit	 vor,	 dass	 Laien	 nach	
Maßgabe	des	Rechts	an	der	Ausübung	von	Leitungsgewalt	mitwirken	(„cooperari	pos-
sunt“).	Zur	Frage,	wie	das	Verhältnis	von	Delegation	und	Mitwirkung	an	der	Ausübung	
von	 Leitungsgewalt	 genau	 zu	 verstehen	 ist,	 werden	 unterschiedliche	 Auffassungen	
vertreten.	Für	Winfried	Aymans	ist	eine	Delegation	von	Leitungsgewalt	in	der	Weise,	
dass	 ein	 Laie	 selbstständig	 und	 eigenverantwortlich	 Akte	 der	 Hirtengewalt	 setzen	
könnte,	aus	theologischen	Gründen	und	damit	auch	von	Rechts	wegen	ausgeschlos-
sen.19	Dagegen	 tritt	beispielsweise	Hubert	 Socha	dafür	ein,	dass	die	Einheit	der	Kir-






Matrimonialibus	 10	 (2003)	 99–118;	 ders.,	 Die	 Ausübung	 der	 Sacra	 potestas	 im	 kirchlichen	
Arbeitsgericht,	 in:	 AfkKR	 175	 (2006)	 435–451;	 ders.,	 Kirchliche	 Gerichtsbarkeit	 und	 geistliche	
Vollmacht,	 in:	 Ludger	Müller	 (Hg.),	 Rechtsschutz	 in	 der	 Kirche	 (Kirchenrechtliche	 Bibliothek	 15),	
Wien	2011,	59–73.		
	 Im	 Zuge	 seiner	 Reform	 des	 Eheprozessrechts	 hat	 Papst	 Franziskus,	 Motu	 Proprio	 Mitis	 Iudex	
Dominus	 Iesus	 vom	 15.08.2015,	 in:	 AAS	 107	 (2015)	 958–967,	 zur	 Besetzung	 der	 kirchlichen	
Gerichte	 in	 Ehesachen	 verfügt,	 dass	 diese	 vor	 einem	 Kollegium	 aus	 drei	 Richter*innen	 zu	
























Gemäß	der	Theologie	des	 II.	Vatikanischen	Konzils,	 insbesondere	der	 Lehre	von	der	












20		 Vgl.	 Hubert	 Socha,	 in:	 MKCIC,	 c.	129,	 Rz.	 11–21.	 Ähnliche	 Positionen	 vertreten	 Jean	 Beyer,	 Die	
Vollmacht	 in	der	Kirche,	 in:	Klaus	Lüdicke	–	Hans	Paarhammer	–	Dieter	A.	Binder	(Hg.),	Recht	 im	
Dienste	des	Menschen.	Eine	Festgabe.	Hugo	Schwendenwein	zum	60.	Geburtstag,	Graz	1986,	287–
298;	 Peter	 Platen,	 Die	 Ausübung	 kirchlicher	 Leitungsgewalt	 durch	 Laien.	 Rechtssystematische	
Überlegungen	aus	der	Perspektive	des	„Handelns	durch	andere“	(MKCIC-Beihefte	47),	Essen	2007,	
hier	 besonders	 281–396;	 für	 einen	 Überblick	 vgl.	 auch	 Rees,	 Standortbestimmung	 (s.	 Anm.	10),	
109–117.		
21		 Vgl.	 dazu	 auch	 Richard	A.	 Strigl,	 Zur	 legistischen	 Erfassung	 des	 Verwaltungsakts	 im	 Schema	 „De	







so	 sind	 hier	 insbesondere	 das	 Kardinalskollegium22,	 die	 Bischofssynode23,	 die	 Römi-
sche	 Kurie24	 und	 die	 päpstlichen	Gesandten25	 näher	 in	 den	Blick	 zu	 nehmen.	Dabei	
lässt	sich	zusammenfassend	sagen,	dass	das	kodikarische	Recht	grundsätzlich	nur	Be-
ratung	 und	 unterstützende	 Zuarbeit	 oder	 exekutierenden	 Vollzug	 primatialer	 Akte	
vorsieht.	Ein	Mitentscheidungsrecht	 ist	hingegen	grundsätzlich	nicht	vorgesehen,	al-
lerdings	 kraft	 ausdrücklicher	 päpstlicher	 Ermächtigung	 denkbar.	 Umgekehrt	 hat	 je-
doch	der	Papst	die	Möglichkeit,	sich	kuriale	Entscheidungen	dadurch	zu	eigen	zu	ma-














23		 Vgl.	 Markus	 Graulich,	 Die	 Bischofssynode,	 in:	 Handbuch	 des	 katholischen	 Kirchenrechts,	
Regensburg	32015,	478–485.	Der	Papst	hatte	sich	dabei,	wie	Hermann	Josef	Pottmeyer,	Die	Rolle	
des	 Papsttums	 im	 dritten	 Jahrtausend	 (QD	179),	 Freiburg/Br.	 1999,	 96–101,	 in	 Erinnerung	 ruft,	




25		 Vgl.	 Yves	 Kingata,	 Die	 päpstlichen	 Gesandten,	 in:	 Handbuch	 des	 katholischen	 Kirchenrechts,	
Regensburg	32015,	529–537.	
26		 Vgl.	dazu	Art.	126	Regolamento	Generale	della	Curia	Romana	vom	30.04.1999,	 in:	AAS	91	(1999)	
629–699,	 hier	 679f.;	 ferner	 Heribert	 Hallermann,	 Die	 „approbatio	 in	 forma	 specifica“.	 Ein	
Instrument	zum	Schutz	des	geltenden	Rechts,	 in:	ÖAKR	45	 (1998)	160–171;	Bruno	Primetshofer,	
„Approbatio	in	forma	specifica“.	Überlegungen	zur	Normentypik	im	kanonischen	Recht,	 in:	AfkKR	
169	 (2000)	 408–432.	 Angesichts	 der	 fehlenden	 Berufungsmöglichkeit	 gegen	 Entscheide	 des	
Papstes	 gemäß	 dem	 Theorem	 „prima	 sedes	 a	 nemine	 iudicatur“	 ist	 die	 „approbatio	 in	 forma	
specifica“	 seitens	 der	 Römischen	 Kurie	 deshalb	 begehrt,	 weil	 dadurch	 die	 kuriale	 Entscheidung	
sofort	endgültig	ist	und	nicht	beispielsweise	nochmals	durch	Klage	bei	der	Apostolischen	Signatur	
als	dem	höchsten	innerkirchlichen	Gerichtshof	auf	ihre	Rechtmäßigkeit	hin	überprüft	werden	kann.		








für	 alle	 Teilkirchen	abgehalten,	die	 zur	 selben	Bischofskonferenz	 (vgl.	 dazu	 cc.	 447–
459	CIC)	gehören,	so	wird	es	als	Plenarkonzil	bezeichnet	(vgl.	c.	439	CIC);	wird	es	von	
den	und	für	die	Teilkirchen	einer	einzelnen	Kirchenprovinz	abgehalten,	so	spricht	man	
von	 einem	 Provinzialkonzil	 (vgl.	 c.	440).	 Ein	 Plenarkonzil	 bedarf	 der	 vorherigen	 Ge-
nehmigung	des	Apostolischen	Stuhls	(vgl.	c.	439	CIC).	Den	Kreis	der	jeweiligen	Konzils-
väter	 und	 -mütter	 eines	 Partikularkonzils	 (Plenar-	 oder	 Provinzialkonzil)	 beschreibt	
c.	443	CIC,	aus	dem	sich	zusammenfassend	ergibt,	dass	nur	Bischöfe	ein	entscheiden-
des	 Stimmrecht	 haben	 (vgl.	 c.	433	 §§	1-2	 CIC).	 General-	 und	 Bischofsvikare,	 höhere	
Ordensober*innen,	Rektoren	bzw.	Dekane	von	kirchlichen	oder	katholischen	Universi-
täten	 bzw.	 Fakultäten	müssen	 ebenso	wie	 die	 Regenten	 von	 Priesterseminaren	mit	
beratender	Stimme	an	einem	solchen	Konzil	beteiligt	werden	(vgl.	im	Einzelnen	c.	433	
§	3	 CIC),	 während	 weitere	 Priester	 und	 andere	 Gläubige	 ebenfalls	 mit	 beratender	
Stimme	eingeladen	werden	können,	sofern	die	Zahl	der	Pflichtteilnehmer*innen	ge-
mäß	c.	433	§§	1-3	CIC	mindestens	zwei	Drittel	der	gesamten	Teilnehmerzahl	beträgt	
(vgl.	 c.	433	 §	4	 CIC).	 Ein	 Partikularkonzil	 verfügt	 über	 Leitungsgewalt,	 insbesondere	





daher	 als	 Instrument	der	Weiterentwicklung	pastoraler	 Konzepte	und	 teilkirchlicher	
Gesetzgebung	auf	der	Ebene	von	Kirchenprovinz	bzw.	Konferenzgebiet	einer	Bischofs-
konferenz	 selten.	 Stattdessen	werden	 die	 einst	 von	 Partikularkonzilen	wahrgenom-
menen	 Aufgaben	 heutzutage	 weitgehend	 von	 den	 Bischofskonferenzen	 und	 deren	
Instrumenten	(Vollversammlung,	Ständiger	Rat,	Sekretariat)	erledigt.	
																																								 										
28		 Vgl.	Wilhelm	 Rees,	 Plenarkonzil	 und	 Bischofskonferenz,	 in:	 Handbuch	 des	 katholischen	 Kirchen-
rechts,	Regensburg	 32015,	543–576;	ders.,	 Synoden	und	Konzile.	Geschichtliche	Entwicklung	und	
Rechtsbestimmungen	 in	 den	 kirchlichen	Gesetzbüchern	 von	 1917	 und	 1983,	 in:	 ders.	 –	 Joachim	
Schmiedl	 (Hg.),	 Unverbindliche	 Beratung	 oder	 kollegiale	 Steuerung?	 Kirchenrechtliche	 Über-
legungen	zu	synodalen	Vorgängen	 (Europas	Synoden	nach	dem	Zweiten	Vatikanischen	Konzil	2),	













ein	 Beispruchsrecht	 ist	 charakteristisch,	 dass	 eine	 Rechtshandlung	 unwirksam	 ist,	
wenn	eine	rechtlich	vorgeschriebene	Konsultation	nicht	erfolgt	ist.	Dabei	ist	es	uner-
heblich,	 ob	 das	 Kollegium	 bzw.	 der	 Personenkreis	 bzw.	 die	 Einzelpersonen,	 die	mit	
Beispruchsrecht	 ausgestattet	 sind,	 die	 einsame	 Entscheidung	 des	 Inhabers	 von	 Lei-





besondere	 die	 Diözesansynode	 (vgl.	 cc.	460–468	 CIC),	 den	 Diözesan-Pastoralrat	
(cc.	511–514	CIC),	sowie	die	Diözesankurie	(Ordinariat,	vgl.	cc.	469–494	CIC)	vor.		
																																								 										
29		 Vgl.	cc.	495–502	CIC,	 ferner	Aymans,	KanR	II	 (s.	Anm.	1),	392–399;	Heribert	Hallermann,	Ratlos	–	
oder	 gut	 beraten?	 Die	 Beratung	 des	 Diözesanbischofs	 (Kirchen-	 und	 Staatskirchenrecht	 11),	
Paderborn	u.a.	2010,	85–126;	Heribert	Schmitz,	Die	Konsultationsorgane	des	Diözesanbischofs,	in:	
Handbuch	des	katholischen	Kirchenrechts,	Regensburg	32015,	620–637,	hier	626–630.	
30		 Vgl.	 c.	502	CIC,	 ferner	Aymans,	KanR	 II	 (s.	Anm.	1),	399–401;	Hallermann,	Beratung	 (s.	Anm.	29),	
127–152;	 Schmitz,	 Konsultationsorgane	 (s.	 Anm.	29),	 631–633.	 In	 Deutschland	 hat	 die	
Bischofskonferenz	 von	 der	 in	 c.	502	 §	3	 CIC	 eröffneten	 Möglichkeit	 Gebrauch	 gemacht,	 die	
Aufgaben	des	Konsultorenkollegiums	dem	Domkapitel	(„Kathedralkapitel“)	zu	übertragen.	
31		 Vgl.	 cc.	503–510	 CIC,	 ferner	 Aymans,	 KanR	 II	 (s.	 Anm.	1),	 401–407;	 Hallermann,	 Beratung	 (s.	
Anm.	29),	 153–186;	 Richard	 Puza,	 Die	 Dom-	 und	 Stiftskapitel,	 in:	 Handbuch	 des	 katholischen	
Kirchenrechts,	Regensburg	32015,	652–656.	
32		 Im	 Einzelnen	 hat	 der	 Priesterrat	 Beispruchsrechte	 aus	 cc.	461	 §	1	 (Abhaltung	 einer	 Diözesan-
synode);	 515	 §	2	 (Errichtung,	 Aufhebung,	 Veränderung	 von	 Pfarreien);	 531	 (Verwendung	 von	
Kollekten	 und	 Versorgung	 der	 Kleriker);	 536	 §	1	 (Einführung	 von	 Pfarreipastoralräten);	 1215	 §	2	
















als	 Gremium	 zur	 Förderung	 und	 Koordination	 des	 Laienapostolats	 auf	 diözesaner	
Ebene	ist	dieser	Rat	nicht	der	Verfassungsstruktur	der	Kirche	zugehörig,	sondern	der	




in	 der	 Leitung	 seiner	 Diözese	 zu	 helfen	 (vgl.	 c.	469	 CIC).	 Seit	 dem	 II.	 Vatikanischen	
Konzil	 sind	 insbesondere	 im	 deutschen	 Sprachraum	 die	 Ordinariate	 personell	 dras-
tisch	aufgestockt	worden,	sodass	gegenwärtig	die	Zahl	der	laikalen	Mitarbeiter*innen	
																																								 										
33		 Vgl.	 dazu	 Aymans,	 KanR	 II	 (s.	 Anm.	1),	 365–371;	 Hallermann,	 Beratung	 (s.	 Anm.	29),	 59–84;	
Schmitz,	Konsultationsorgane	(s.	Anm.	29),	622–626.	






35		 Vgl.	 dazu	 Aymans,	 KanR	 II	 (s.	 Anm.	1),	 408–411;	 Hallermann,	 Beratung	 (s.	 Anm.	29),	 199–226;	
Schmitz,	 Konsultationsorgane	 (s.	 Anm.	29),	 634–637;	 ferner	 Heike	 Künzel,	 Apostolatsrat	 und	
Diözesanpastoralrat.	 Geschichte,	 kodikarische	 Vorgaben	 und	 Ausgestaltung	 in	 Deutschland	
(MKCIC-Beihefte	 36),	 Essen	 2002;	 dies.,	 Diözesan-	 und	 Pastoralräte	 in	 Deutschland.	 Eine	
Bestandsaufnahme,	in:	Forum	Katholische	Theologie	20	(2004)	282–292.		
	 Zu	 den	 Besonderheiten	 im	 Bistum	 Rottenburg-Stuttgart,	 wo	 im	 „Diözesanrat“	 gleichsam	
Priesterrat,	 Diözesanpastoralrat,	 Diözesankatholikenrat	 und	 Diözesansteuerausschuss	 vereinigt	
sind,	 vgl.	 Richard	 Puza,	 Das	 Zweite	 Vatikanische	 Konzil	 und	 die	 Mitverantwortung	 aller	
Christgläubigen.	Dargestellt	am	Rottenburger	Modell,	in:	Dominicus	M.	Meier	(Hg.),	Rezeption	des	
Zweiten	Vatikanischen	Konzils	 in	Theologie	und	Kirchenrecht	heute.	 Festschrift	 für	Klaus	 Lüdicke	








sieht	 c.	473	 §§	2-3	 CIC	 die	 Möglichkeit	 vor,	 den	 Generalvikar	 (oder	 einen	 anderen	
Priester)	mit	dem	fakultativen	Amt	eines	Moderators	der	Kurie	zu	betrauen.	Die	Auf-
gabe	dieses	Moderators	ist	es,	die	Abläufe	innerhalb	des	Ordinariats	zu	koordinieren.	
















Erstellung	der	Haushaltsrechnung	obliegt	 (c.	494	CIC).39	 In	 der	 Praxis	 der	 deutschen	
Bistumsverwaltung	 ist	der	Leiter	bzw.	die	Leiterin	der	Finanzkammer	bzw.	Finanzab-
teilung	 des	 (erz-)bischöflichen	Ordinariats	 regelmäßig	 zugleich	 der	Diözesanökonom	
im	Sinne	des	c.	494	CIC.40		




37		 Vgl.	 dazu	 auch	 Benjamin	 Leven,	 Bistumsverwaltungen:	 Profis	 statt	 Priester,	 in:	 Herder-
Korrespondenz	73	(2019)	11f.		
38		 Vgl.	Aymans,	KanR	II	(s.	Anm.	1),	387–390;	Hallermann,	Beratung	(s.	Anm.	29),	227–246;	Schmitz,	
Konsultationsorgane	 (s.	 Anm.	29),	 633f.;	 ferner	 Günter	 Etzel,	 Der	 Diözesanvermögens-
verwaltungsrat	(fzk	19),	Würzburg	1994,	der	175–251	die	partikularrechtlichen	Besonderheiten	in	
den	einzelnen	deutschen	Bistümern	beschreibt.	
39		 Vgl.	 dazu	 Helmuth	 Pree	 –	 Bruno	 Primetshofer,	 Das	 kirchliche	 Vermögen,	 seine	 Verwaltung	 und	
Vertretung.	Eine	praktische	Handreichung,	Wien	2007,	94–97.		
40		 Vgl.	Pree	–	Primetshofer,	Handreichung	(s.	Anm.	39),	98f.		
41		 Vgl.	 Rüdiger	 Althaus,	 Diözesanvermögensverwaltungsrat	 und	Diözesankirchensteuerrat.	 Chancen	





















ordination	 der	 Aktivitäten	 im	 Rahmen	 des	 Laienapostolats	 auf	 pfarreilicher	 Ebene	







42		 Vgl.	 dazu	 Aymans,	 KanR	 II	 (s.	 Anm.	1),	 439–442;	 Heribert	 Hallermann,	 Pfarrei	 und	 pfarrliche	
Seelsorge.	 Ein	 kirchenrechtliches	Handbuch	 für	 Studium	und	 Praxis	 (Kirchen-	 und	 Staatskirchen-
recht	 4),	 Paderborn	 u.a.	 2004,	 370–377;	 Franz	 Kalde,	 Pfarrpastoralrat,	 Pfarr-gemeinderat	 und	
Pfarrvermögensverwaltungsrat,	 in:	Handbuch	des	katholischen	Kirchenrechts,	Regensburg	 32015,	
737–745;	 Hildegard	 Grünenthal,	 Der	 Pfarrgemeinderat	 in	 Deutschland	 –	 eine	 gelungene	
Verbindung	 von	 Pastoral-	 und	 Apostolatsrat?	 Rechtliche	 Überlegungen	 zum	 Miteinander	 und	
Füreinander	 im	 Pfarrgemeinderat,	 in:	 Sabine	 Demel	 –	 Ludger	 Müller	 (Hg.),	 Krönung	 oder	
Entwertung	des	Konzils?	Das	Verfassungsrecht	der	katholischen	Kirche	im	Spiegel	der	Ekklesiologie	
des	Zweiten	Vatikanischen	Konzils,	Trier	2007,	252–264.	
43		 Vgl.	 Hallermann,	 Handbuch	 (s.	 Anm.	42),	 377,	 der	 aus	 der	 Ablehnung	 von	 Parallelorganen	 zum	
Pfarreipastoralrat	gemäß	c.	536	CIC	in	der	sogenannten	Laieninstruktion	Ecclesiae	de	mysterio,	in:	

























Missionsgebieten	 im	 Blick	 hat,	 finden	 sich	 in	 verschiedenen	 Dokumenten	 des	










48		 Für	 denkbare	 konkrete	Aufgaben	 für	 Laien	 vgl.	 cc.	766	 (Predigtdienst	 außerhalb	 der	 Eucharistie-
feier);	 776	 (Katechese),	 834	 §	2	 (Gottesdienstbeauftragte);	 835	 §§	3-4	 (nichtpriesterliche	 Träger	
der	Liturgie);	839	(nichtamtlicher	Gottesdienst);	861	§	2	(außerordentliche	Spender	der	Taufe);	910	
§	2	 (außerordentliche	 Kommunionspender);	 911	 §	2	 (Krankenkommunion);	 943	 (eucharistische	








des	 kirchlichen	 Vereinsrechts)	 mit	 kirchlichen	 Vereinszielen	 (Caritas,	 Frömmigkeit,	
Evangelisierung)	 zu	gründen.	Das	kirchliche	Vereinsrecht	 (vgl.	dazu	cc.	298–329	CIC)	
unterscheidet	sodann	zwischen	sogenannten	öffentlichen	Vereinen,	deren	Zielsetzung	














49		 Zur	 Diskussion	 um	 die	 Stellung	 des	 priesterlichen	 Leiters	 ohne	 Pfarramt	 sowie	 des	 laikalen	 (?)	
Quasi-Pfarrers	 vgl.	 Heribert	 Schmitz,	 „Gemeindeleitung"	 durch	 „Nichtpfarrer-Priester“	 oder	
„Nichtpriester-Pfarrer“.	 Kanonistische	 Skizze	 zu	 dem	 neuen	Modell	 pfarrlicher	 Gemeindeleitung	
des	 c.	517	 §	2,	 in:	 AfkKR	 161	 (1992)	 329–361;	 Michael	 Böhnke,	 Pastoral	 in	 Gemeinden	 ohne	
Pfarrer.	Interpretation	von	c.	517	§	2	CIC/1983	(MKCIC-Beihefte	12),	Essen	1994;	ders.,	Eine	Pfarrei	
ohne	 Pfarrer	 ist	 denkbar,	 eine	 Pfarrei	 ohne	 Priester	 nicht.	 Ein	 Literatur-,	 Forschungs-	 und	
Praxisbericht	zu	c.	517	§	2	CIC,	in:	Rüdiger	Althaus	–	Rosel	Oehmen-Vieregge	–	Jürgen	Olschewski	
(Hg.),	Aktuelle	Beiträge	zum	Kirchenrecht.	Festgabe	für	Heinrich	J.	F.	Reinhardt	zum	60.	Geburtstag	
(AIC	 24),	 Frankfurt	 a.M.	 2002,	 55–74;	 Heribert	 Heinemann,	 Sonderformen	 der	 Pfarrgemeinde-
organisation	gemäß	c.	517.	Eine	kritische	Anfrage,	 in:	AfkKR	163	 (1994)	337–350;	 Sabine	Demel,	
„Priesterlose“	Gemeindeleitung?	 Zur	 Interpretation	 von	 c.	517	§	2	CIC/1983,	 in:	MThZ	47	 (1996)	
65–76;	 Thomas	 Schüller,	 Hirtensorge	 in	 Pfarreien	 ohne	 Pfarrer.	 Der	 c.	 517	 §	 2/CIC	 1983	 –	 eine	
kirchenrechtliche	 Norm	 für	 neue	 Formen	 der	 Gemeindeleitung?,	 in:	 Rudolf	 Weigand	 (Hg.),	
Kirchliches	Recht	als	Freiheitsordnung.	Gedenkschrift	 für	Hubert	Müller	 (fzk	27),	Würzburg	1997,	
169–195;	 Heribert	 Hallermann,	 Die	 Wahrnehmung	 der	 Hirtensorge	 in	 einer	 Pfarrei	 gemäß	 den	
Bestimmungen	 des	 c.	517	 §	2	 CIC,	 in:	 ders.	 (Hg.),	 Die	 Verantwortung	 gemeinsam	 tragen.	
Erfahrungen	mit	der	kooperativen	Pastoral	im	Bistum	Mainz	im	Hinblick	auf	c.	517	§	2	CIC	(Mainzer	
Perspektiven	13),	Mainz	1999,	26–47.		































Mitarbeitervertretungen	 vor.	 Die	 Mitarbeitervertretungen	 haben	 teils	 Mitwirkungs-





53		 Vgl.	 Herbert	 Kalb,	 Kirchliches	 Dienst-	 und	 Arbeitsrecht	 in	 Deutschland	 und	 Österreich,	 in:	






ren	 beide	 großen	 Kirchen	 den	 sogenannten	 Dritten	 Weg,54	 d.h.	 die	 konsensuelle	


























55		 Vgl.	 Kalb,	Dienst-	und	Arbeitsrecht	 (s.	Anm.	53),	 331	 f.;	 Richardi,	Arbeitsrecht	 (s.	Anm.	53),	 205–
263.		
36	 Martin	Rehak	
ZPTh,	40.	Jahrgang,	2020-1,	S.	19–36	 URN:	urn:nbn:de:hbz:6:3-zpth-2020-27430	
Prof.	Dr.	Martin	Rehak	
Julius-Maximilians-Universität	Würzburg	
Lehrstuhl	für	Kirchenrecht	
Bibrastr.	14	
97070	Würzburg	
+49	(0)	931	31-88568	
martin.rehak(at)uni-wuerzburg(dot)de	
https://www.theologie.uni-wuerzburg.de/institute-lehrstuehle/prak/lehrstuhl-fuer-
kirchenrecht/startseite/	
	
